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Gehorsam 

§ 7. (1) Jeder Untergebene ist seinen Vorgesetzten gegenüber zu Gehorsam verpflichtet. Er hat die 
ihm erteilten Befehle nach besten Kräften vollständig, gewissenhaft und pünktlich auszuführen. Das bloß 
buchstäbliche Befolgen von Befehlen ohne Rücksicht auf die ihnen offenkundig zugrunde liegende 
Absicht genügt allein nicht zur Erfüllung dieser Pflicht. 

Ablehnung von Befehlen 

(2) Befehle, die von einer unzuständigen Person oder Stelle erteilt worden sind, sowie Befehle, deren 
Befolgung gegen strafgesetzliche Vorschriften verstoßen würde, sind nicht zu befolgen. Die Absicht, 
einen Befehl nicht zu befolgen, ist dem Befehlsgeber unverzüglich zu melden. 

Abänderung durch spätere Befehle 

(3) Würde der Vollzug eines Befehls durch einen späteren Befehl eines anderen Vorgesetzten ganz 
oder teilweise verhindert, so hat der Befehlsempfänger diesem Vorgesetzten den früher erhaltenen Befehl 
zu melden. Besteht der Vorgesetzte, der den späteren Befehl erteilt hat, auf der Ausführung seines 
Befehls, so ist dieser zu vollziehen. Das gleiche gilt, wenn weder Zeit noch Gelegenheit zu einer solchen 
Meldung besteht. Der Befehlsempfänger ist verpflichtet, jedem Befehlsgeber, dessen Befehl abgeändert 
wurde, die erfolgte Abänderung sobald wie möglich zu melden. Die gleiche Verpflichtung trifft auch den 
Vorgesetzten, der den späteren Befehl erteilt und auf dessen Ausführung bestanden hat, soweit ihm die 
frühere Befehlslage gemeldet wurde. 

Selbständige Abänderung 

(4) Wenn ein Befehl offenkundig 

 1. durch eine Änderung der Verhältnisse überholt ist oder 
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 2. das dienstliche Interesse infolge vom Befehlsgeber nicht vorausgesehener Umstände verletzen 
würde 

und weder Zeit noch Gelegenheit zur Meldung an den Befehlsgeber besteht, so ist der Befehlsempfänger 
berechtigt, je nach Sachlage vom Vollzug des Befehls Abstand zu nehmen oder den Befehl nach eigenem 
Ermessen abzuändern; er hat jedoch zu trachten, soweit wie möglich die Absicht des Befehlsgebers zu 
verwirklichen. Der Nichtvollzug oder die Abänderung ist dem Befehlsgeber so bald wie möglich zu 
melden. 

Einwände gegen einen Befehl 

(5) Einwände gegen einen Befehl sind nur zulässig, wenn nach Ansicht des Untergebenen 

 1. der Befehl von einer unzuständigen Person oder Stelle erteilt worden ist oder dessen Befolgung 
gegen strafgesetzliche Vorschriften verstoßen würde, 

 2. dem Vollzug des Befehls nicht zu beseitigende Hindernisse entgegenstehen oder 

 3. das Interesse des Dienstes eine Änderung des Befehls dringend notwendig macht. 

Wird einem auf Grund der Z. 2 oder 3 erhobenen Einwand nicht entsprochen, so ist der Befehl ohne 
Verzug zu vollziehen. 

Klarstellung von Befehlen 

(6) Zweifel an der Richtigkeit eines Befehls sind durch Rückfragen zu klären. Fernmündlich oder 
durch Funkspruch übermittelte Befehle, die militärisch bedeutsame Tatsachen, Nachrichten oder 
Vorhaben betreffen, sind schriftlich festzuhalten. 

Vollzugsmeldung 

(7) Der Vollzug eines Befehls ist nur dann zu melden, wenn dies ausdrücklich angeordnet ist. 

Anmerkung 

vgl. § 10 Wehrgesetz 1990 (WG), BGBl. Nr. 305/1990; 

Art. 20 Abs. 1 B-VG; §§ 12 bis 17 Militärstrafgesetz (MilStG), BGBl. Nr. 344/1970 
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